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Haushaltsentwurf 2012: Frau Kraft bleibt 

die Schuldenkönigin in Deutschland 

Frau Kraft bleibt die Schuldenkönigin. Der Haus-

haltsentwurf für das Jahr 2012, den Rot-Grün jetzt 

vorgelegt hat, bestätigt das. 2012 gibt Frau Kraft 

über 3 Milliarden Euro mehr aus als im vergangenen 

Jahr. Sie macht bei 3 Milliarden Euro Steuermehr-

einnahmen immer noch 4 Milliarden Euro Schulden. 

Damit wird die Regierung Kraft die Schuldenbremse 

2020 nicht erreichen. Stattdessen versucht sie zu 

tricksen.  

Einnahmeseite 

Frau Kraft versucht ihren Haushalt über die Ein-

nahmen schön zu rechnen. Damit knüpft sie an eine 

alte sozialdemokratische Tradition an: Die Einnah-

men zu optimistisch zu schätzen. Das macht die 

Regierung Kraft gleich an mehreren Stellen im 

Haushalt. So müssten die Steuereinnahmen bei rea-

listischer Herangehensweise rund 1 Milliarde nied-

riger geschätzt werden. Das Finanzministerium 

rechnet im Jahr 2012 mit einem Anteil am Gesamt-

steueraufkommen von 21,4 Prozent. Das übersteigt 

deutlich die Prognosen der Folgejahre, aber auch 

die durchschnittlichen Entwicklung der Vergangen-

heit. Das bedeutet im Ergebnis, dass man bei realis-

tischer Herangehensweise mit Steuereinnahmen 

von rund 42,1 Milliarden Euro rechnen müsste, also 

rund 1 Milliarde Euro weniger. Auch die erwarteten 

Einnahmen aus dem Länderfinanzausgleich sind um 

250 Millionen Euro beschönigt. Trotz sprudelnder 

Steuereinnahmen erwartet die Landesregierung in 

2012 Einnahmen aus dem Länderfinanzausgleich in 

Höhe von 550 Millionen Euro. Dabei geht man im 

laufenden Jahr davon aus, dass aufgrund der gestie-

genen Finanzkraft der Ansatz im Haushaltsplan 

2011 in Höhe von 300 Millionen um rund 30 Millio-

nen Euro unterschritten wird. Für die Folgejahre 

2013 bis 2015 erwartet das Finanzministerium dann 

wieder rund 300 Millionen Euro pro Jahr. Das heißt, 

für das Haushaltsjahr 2012 findet eine Beschöni-

gung der Einnahmesituation um rund 250 Millionen 

Euro statt. Und dann findet sich im Haushaltsent-

wurf 2012 noch eine Luftbuchung über 170 Millio-

nen Euro aus den Schul- und Studienfonds. Die Lan-

desregierung steht schon seit einigen Jahren in Ver-

handlungen mit der katholischen Kirche über das 

Grundvermögen des Landes für die Schul- und Stu-

dienfonds. Das Grundvermögen wird in erheblichem 

Maße von der katholischen Kirche und weiteren 

Destinatären genutzt. Allerdings ist noch kein Ver-

handlungsergebnis in Sicht. Eine Veräußerung des 

Grundvermögens im Jahr 2012 ist daher auszu-

schließen. Das hat mit Haushaltsklarheit und Wahr-

heit nichts zu tun! 

Globale Minderausgabe 

Die Regierung Kraft spart nicht. Sie spricht über eine 

„Globale Minderausgabe“ in Höhe von 750 Millio-

nen Euro. Das bedeutet: Es wird den Menschen und 

dem Parlament als Haushaltsgesetzgeber nicht ehr-

lich gesagt, wo gespart werden soll. Es wird dann im 

Haushaltsvollzug weniger ausgegeben, als den Men-
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schen im Land zunächst versprochen wurde. Als 

Beispiel ist die Einführung von 16 Kompetenzzen-

tren „Frau und Beruf“ zu nennen. Fünf Millionen 

Euro hat die Landesregierung dafür in den Haushalt 

eingestellt; in Wahrheit ist aber heute schon klar, 

dass diese Summe nie ausgegeben wird. Im vorigen 

Jahr sind dafür gerade mal 100.000 Euro abgeflos-

sen. Das ist Trickserei! 

Ausgabenseite 

Wir wissen, dass das Land, wenn es seiner Verpflich-

tung als Miteigentümer der WestLB AG nachkom-

men will, zum 30. Juni 2012 eine Milliarde Euro 

Haftkapital für die Service- und Portfoliomanage-

ment-Bank bereitstellen muss. Aber auf der Ausga-

benseite fehlen diese Lasten aus der Restrukturie-

rung der WestLB AG im Haushaltsentwurf 2012. Das 

ist unehrlich! 

Fazit 

Frau Kraft bleibt die Schuldenkönigin in Deutsch-

land. Sie spart einfach nicht. Es gibt im gesamten 

Haushaltsentwurf 2012 keine einzige Sparanstren-

gung. Wer tatsächlich sparen möchte, muss in die 

Haushaltsstrukturen einschneiden, auch wenn es 

weh tut. Anders geht es nicht. Doch dazu fehlt Frau 

Kraft der Mut. Einer SPD, die kein Geld ausgeben 

kann, fällt politisch nichts ein. Das ist das Dilemma. 

 

Alles dicht – aber bürgerfreundlich –           

Gesetzentwurf von CDU und FDP zur         

Änderung des Landeswassergesetzes  

Die Fraktionen von CDU und FDP im Düsseldorfer 

Landtag haben einen gemeinsamen Gesetzentwurf 

zur Änderung des Landeswassergesetzes vorgelegt, 

um die Dichtheit privater Abwasseranlagen sicher-

zustellen und auf eine neue bürger- und umwelt-

freundliche Gesetzesgrundlage zu stellen. Ein Ab-

wasserrohr muss dicht sein, dieses Prinzip machen 

CDU und FDP mit dem Gesetzentwurf unmissver-

ständlich klar. Wir freuen uns, dass es in konstrukti-

ven Gesprächen in sehr kurzer Zeit gelungen ist, 

einen Vorschlag vorzulegen, der eine bürger- und 

umweltfreundliche Sicherstellung des genannten 

Prinzips ermöglicht. Nachdem Minister Remmel mit 

seiner Administration viele Menschen gegen eine 

grundsätzlich sinnvolle umwelt- und wasserpoliti-

sche Maßnahme aufgebracht hat, wollen CDU und 

FDP eine für alle Seiten zuverlässige und vor allem 

bürgerfreundliche Regelung. Die Dichtheitsprüfung 

wird nicht abgeschafft, die Menschen werden aber 

auch nicht mehr unter den Generalverdacht gestellt, 

alle privaten Abwasserleitungen seien undicht. Mit 

dem Gesetzentwurf von FDP und CDU wird Pla-

nungssicherheit geschaffen. Eine Dichtheitsprüfung 

soll künftig nur noch durchgeführt werden, wenn 

ein begründeter Verdacht auf eine Boden-, Wasser- 

oder Umweltverschmutzung vorliegt. In der Praxis 

werden dies Ausnahmefälle sein. Damit wird die 

Ausgewogenheit zwischen ökologischer Notwen-

digkeit und ökonomischer Vernunft wieder herge-

stellt. 

 
 

 

 

Die Dichtheitsprüfung wird nicht abgeschafft, die Menschen 

werden aber auch nicht mehr unter den Generalverdacht ge-

stellt, alle privaten Abwasserleitungen seien undicht. 

                                           Bild/Quelle: Paul-Georg Meister/pixelio.de      
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CDU stellt sich jeder Form von Extremismus 

und Terrorismus – von links und von rechts –  

entgegen  

Die CDU tritt jeder Form von Extremismus und jeder 

Form von Terrorismus entschlossen entgegen, von 

rechts wie von links. Wir sind entsetzt über die 

rechtsextremistischen Straftaten, sie sind eine 

Schande für Deutschland. Daher begrüßen wir die 

Einrichtung des Kompetenzzentrums gegen rechten 

Terror in Köln und in Meckenheim. Auch das Kon-

zept der Einrichtung eines Kompetenzzentrums im 

Landeskriminalamt findet unsere Zustimmung. Al-

lerdings gibt es in den Vorschlägen des Innenminis-

ters noch viel heiße Luft, die mit konkreten Maß-

nahmen gefüllt werden müsse. Die CDU-

Landtagsfraktion bietet hier ihre Hilfe an. Darüber 

hinaus erwartet die CDU-Landtagsfraktion von In-

nenminister Jäger, auch 

den Linksextremismus 

entschlossen zu be-

kämpfen. Denn genau 

hier sehen wir Defizite 

bei der SPD in Duisburg, 

deren Unterbezirksvorsitzender Jäger ist. Dort hat 

die SPD eine Kooperation mit der Linken-Fraktion 

im Stadtrat. Die SPD kooperiert dort mit einer lin-

ken Fraktion, deren Vorsitzender Dierkes jetzt vom 

renommierten Simon-Wiesentahl-Institut wegen 

seiner fortwährenden anti-israelischen Äußerungen 

auf die Liste der zehn schlimmsten Antisemiten und 

Antiisraeliten gesetzt wurde. Jäger muss für klare 

Verhältnisse und Abgrenzung sorgen und die Ko-

operation mit der Linken im Duisburger Stadtrat 

beenden. 

 

Konjunkturprognose des RWI:                             

Landesregierung überlasst industrie-

politische Entscheidungen weiterhin lieber 

den Gerichten 

Die grün-rote Landesregierung und ihr SPD-

Wirtschaftsminister Voigtsberger haben zum Wirt-

schaftswachstum in Nordrhein-Westfalen nichts 

beigetragen. Nach dem jüngsten Konjunkturbericht 

des Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirt-

schaftsforschung (RWI) hinkt Nordrhein-Westfalen 

in diesem Jahr mit einem Wachstum von 2,8 Prozent 

hinter dem Bundesdurchschnitt von drei Prozent. 

Für die Jahreswende 2011/2012 erwartet das RWI 

eine Stagnation des Wirtschaftsaufschwungs. Doch 

Initiativen des SPD-Wirtschaftsministers zur Stär-

kung des Aufschwungs bleiben Fehlanzeige.  

Minister Voigtsberger überlässt industriepolitische 

Entscheidungen weiterhin lieber den Gerichten, 

statt zu handeln und zu entscheiden. Für den In-

dustriestandort NRW bleibt das ein verheerendes 

Signal an Investoren.  

 

NRW-Nichtraucherschutzgesetz hat sich 

bewährt 

Das nordrhein-westfälische Nichtraucherschutzge-

setz hat sich bewährt. Es schützt dort, wo der Schutz 

gebraucht wird, und es lässt die Eigenverantwor-

tung dort, wo die Menschen eigenverantwortlich 

handeln. Die grüne Gesundheitsministern Steffens 

holt mit ihrem Entwurf eines Nichtraucherschutzge-

setzes dagegen jetzt den großen Dampfhammer 

heraus und schlägt alles platt, was sich regt. Das 

entspricht dem Staatsverständnis von SPD und Grü-

nen: Der Staat über alles, der mündige Bürger hin-

tenan. Es war die schwarz-gelbe Landesregierung, 

die mit ihrem Nichtraucherschutzgesetz das Rau-

chen in öffentlichen Gebäuden untersagt hat. Wenn 

es aber nach den Vorstellungen von SPD und Grü-

nen geht, dann kann die Bürgerin oder der Bürger 

zum Beispiel nicht mehr darüber entscheiden, ob 

auf seiner privaten Geburtstagsfeier in einem 

Wirtshaus oder Festzelt geraucht werden darf. Das 

gleiche gilt für Brauchtumsveranstaltungen. Das ist 

aus Sicht der CDU-Fraktion ein unverhältnismäßiger 

Eingriff in die Persönlichkeitsrechte. Wir sind der 

Ansicht, dass man die Menschen nicht gängeln soll-

te. Unser Gesetz war und ist ein guter Kompromiss. 

Man muss daran nichts ändern. 

Die CDU-

Landtagsfraktion 

bietet ihre         

Hilfe an 
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Tariftreuegesetz wird Kommunen, Unter-

nehmen, den Mittelstand, Arbeitgeber und 

Steuerzahler in NRW teuer zu stehen    

kommen 

Eins der historisch schlechtesten Gesetze Nord-

rhein-Westfalens hat jetzt gegen die Stimmen der 

CDU den Düsseldorfer Landtag passiert. SPD, Grüne 

und Linke haben mit dem Tariftreuegesetz ein Büro-

kratiemonster auf den Weg gebracht, das am Ende 

viele Verlierer und kaum Gewinner produzieren 

wird. Das Gesetz wird zu einem Klotz am Bein der 

Kommunen: Denn Städte und Gemeinden müssen 

nun einen erheblich höheren Prüf- und damit Büro-

kratieaufwand bewältigten. Und wenn sich wegen 

der Komplexität des Gesetzes immer weniger Un-

ternehmen um öffentliche Aufträge bemühen, treibt 

das die Kosten in die Höhe, weil es keinen tatsächli-

chen Wettbewerb mehr gibt. Welcher Arbeitnehmer 

hat denn eigentlich durch das Tariftreuegesetz ge-

wonnen, wenn sich sein Arbeitgeber nicht mehr am 

Wettbewerb beteiligt, weil der ihm zu kompliziert 

ist? Die CDU ist gegen Lohndumping und für einen 

fairen Wettbewerb. Aber vergabefremde Kriterien 

sind mittelstandsfeindlich. Unser Fazit: Mit diesem 

Gesetz baut Rot-Grün ein Bürokratiemonster auf, 

das am Ende alle teuer zu stehen kommen wird: die 

Kommunen, die Unternehmen, den Mittelstand, die 

Arbeitnehmer und den Steuerzahler. Bürgerfeindli-

cher war ein Gesetz in Nordrhein-Westfalen noch 

nie. 

 

Kultursack: Erst mal baut Frau Schäfer      

Bürokratie auf, denn die Kommunen müssen 

Kulturrucksackbeauftragte ernennen 

Frau Schäfer baut ein Bürokratiemonster auf. Das 

Geld, das Land und Kommunen dafür in den Kultur-

rucksack stecken, kann sinnvoller verwendet wer-

den. So hat Ministerin Schäfer beispielsweise er-

klärt, dass die Städte und Gemeinden so genannte 

„Kulturrucksackbeauftragte“ ernennen müssen. Hier 

schafft Frau Schäfer also erst einmal eine Stelle. 

Dadurch gibt es aber noch kein einziges zusätzliches 

kulturelles Bildungsangebot für die Jugendlichen. 

Das Programm hat als Grundlage die Angebote der 

Kommunen. Frau Schäfer trägt außer Bürokratie 

und schöne Worte nichts bei. 
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